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Erklärung der Firma zur 
Überschussverwendung im Rentenbezug 
 

 
Grundlagen der Anpassungsprüfung 
Sofern der Versorgungsberechtigte dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG) unterliegt, müssen Rentenleistungen 
alle drei Jahre hinsichtlich ihres Anpassungserfordernisses überprüft werden (§ 16 Abs. 1 BetrAVG). 

Diese Anpassungsprüfungspflicht entfällt bei nach dem 31.12.1998 zugesagten Versorgungen, wenn sich der 
Arbeitgeber verpflichtet, laufende Renten jährlich um mindestens 1 % anzupassen (§ 16 Abs. 3 Ziffer 1 BetrAVG). 
Dies kann in den Leistungsplänen unserer Unterstützungskasse entsprechend den Wünschen des Arbeitgebers 
umgesetzt werden. 

Werden Versorgungen durch Entgeltumwandlung nach dem 31.12.2000 erteilt, ist der Arbeitgeber sogar ver-
pflichtet, laufende Leistungen mit jährlich 1 % anzupassen (§ 16 Abs. 5 BetrAVG). In diesen Fällen sehen die Leis-
tungspläne unserer Unterstützungskasse grundsätzlich eine jährliche mindestens 1%-ige Anpassung der Leistun-
gen vor. 

Auf Unterstützungskassenversorgungen arbeitsrechtlich beherrschender GGF oder arbeitsrechtlich beherrschen-
der Vorstände findet das BetrAVG keine Anwendung. Es besteht daher keine gesetzliche Pflicht der Firma zur 
Anpassung der Renten. Dennoch werden auch hier häufig Anpassungen in den Leistungsplänen vereinbart. 

 
Ausgestaltung der Anpassung in der Rückdeckungsversicherung 
Die Finanzierung der Anpassung durch die Rückdeckungsversicherung kann auf zwei Wegen erfolgen: 

 Zum einen kann die zugesagte Erhöhung derart versichert werden, dass neben den zugesagten Leistun-
gen auch die Anpassung durch die Rückdeckungsversicherung garantiert wird (dies ist nur möglich, sofern 
eine konkrete bezifferte Anpassung zugesagt ist). 

 Zum anderen kann die zugesagte Erhöhung aus den Überschüssen der Rückdeckungsversicherung finan-
ziert werden. Dabei bleibt jedoch das Risiko einer Nachfinanzierung bestehen. Die Firma kann zwischen der 
Überschussverwendungsart „Überschussrente“ und „Zusatzrente“ wählen. 

Bei der Überschussverwendungsart „Überschussrente“ wird nach Rentenbeginn mit den laufenden Überschus-
santeilen eine einmalige Erhöhung der ab Rentenbeginn garantierten Rente finanziert. Zusätzlich erhöht sich 
diese Rente jährlich ab dem zweiten Jahr der Rentenzahlung um einen bestimmten Prozentsatz der Vorjahresren-
te, sofern die laufenden Überschussanteile dies zulassen. Die aus den laufenden Überschüssen im Rentenbezug 
finanzierten Leistungen sind nicht garantiert. Nicht nur die jährlichen Erhöhungen, sondern auch die bereits er-
reichte Überschussrente können bei ungünstiger Kapitalmarktentwicklung reduziert werden. 

Durch die Vereinbarung der Überschussverwendungsart „Überschussrente“ wird die Finanzierung der zuge-
sagten Rentenanpassung nicht gewährleistet. Es kann ab Rentenbeginn oder im Rentenbezug eine Nach-
schusspflicht durch die Firma entstehen. 

Bei der Überschussverwendungsart „Zusatzrente“ steigt die Garantierente ab dem zweiten Rentenbezugsjahr 
jährlich um einen bestimmten Prozentsatz. Eine einmal erreichte Rente ist in dieser Höhe auch mindestens für die 
Zukunft garantiert. Die jährlichen Rentensteigerungen der Überschussverwendungsart „Zusatzrente“ haben in der 
Vergangenheit häufig einen über die Geldwertentwicklung hinausgehenden Ausgleich erbracht. Die Höhe der 
Überschussbeteiligung und damit die Rentensteigerungen aus der Zusatzrente sind jedoch für die Zukunft nicht 
garantiert. Die Höhe der Überschüsse hängt vor allem von den Zinsen am Kapitalmarkt und dem Risikoverlauf 
(insb. Langlebigkeit) ab. Bei einer ungünstigen Entwicklung kann eine Nachfinanzierung der zugesagten 
Rentenanpassung durch eine weitere Zuwendung der Firma erforderlich werden. 
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Risiko und möglicher Ausschluss einer Nachschusspflicht 
Bei Wahl der Überschussverwendung „Überschussrente“ ist das Nachschussrisiko für den Arbeitgeber in der Ren-
tenphase hoch. Bei der Überschussverwendung „Zusatzrente“ ist im Vergleich dazu das Nachschussrisiko für den 
Arbeitgeber zwar geringer, aber ebenfalls gegeben. 

Wenn eine Nachschusspflicht der Firma in der Rentenphase vollständig ausgeschlossen werden soll, so muss 

 sofern vereinbart, vor Rentenbeginn die Kapitaloption ausgeübt werden 
oder 
 in der Rückdeckungsversicherung die im Leistungsplan zugesagte Rentensteigerung mitversichert werden 

(nur bei Wahl der Überschussverwendung „Zusatzrente“ möglich) 
 
Bei der Anpassungsprüfpflicht nach § 16 Abs. 1 BetrAVG kann eine Nachschusspflicht nicht vollständig ausge-
schlossen werden. 

 

Wir haben die obigen Ausführungen zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

________________________________________ _____________________________________________ 
Ort, Datum Stempel und Unterschrift der Firma 

 

 

 

Bilanzielle Hinweise 
 
Deutsche Bilanzierung 
 

Grundsätzlich kann die Gesellschaft bei mittelbaren Pensionsverpflichtungen gemäß Artikel 28 Abs. 1 Satz 
2 EGHGB entscheiden, ob sie Rückstellungen bilden möchte (sogenanntes Passivierungswahlrecht). Ent-
steht jedoch durch die Wahl der Überschuss- oder Zusatzrente eine absehbare Nachschusspflicht für das 
Unternehmen, so ist diese zu bewerten und in der Handelsbilanz zu erfassen. Wird die Nachschusspflicht 
nicht in der Handelsbilanz erfasst, so müssen Kapitalgesellschaften sie im Anhang zur Bilanz ausweisen. 
Wir empfehlen, dies im Einzelnen mit dem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu besprechen. 

 
Bilanzierung nach IFRS / IAS 19 
 

Zusagen aus einer kongruent finanzierten Unterstützungskasse sind u. E. grundsätzlich als defined benefit 
plan (db-plan) einzustufen. Somit besteht grundsätzlich Bilanzierungspflicht. Je nach Konstruktion der ab-
geschlossenen Rückdeckungsversicherung kann der Zeitwert der Versicherung mit dem Barwert der Ver-
pflichtung gleichgesetzt werden (IAS 19.115) oder die Bilanzierung auch ganz entfallen (IAS 19.46). Einzel-
heiten besprechen Sie bitte mit Ihrem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer. 

 


